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die Gewährleistung der Gesetzlichkeit und die Erhöhung 
von Ordnung und Sicherheit eintreten werden.

Der Beschluß des Bezirkstags Halle vom 30. März 1978 
trägt deshalb stark orientierenden Charakter. Abschnitt I 
enthält „Die Aufgaben der örtlichen Volksvertretungen 
und ihrer Organe im Bezirk Halle bei der weiteren Ent
wicklung des sozialistischen Rechtsbewußtseins der Bürger 
zur Gewährleistung von Gesetzlichkeit, Ordnung und Si
cherheit“. Hier .wird hervorgehoben, daß und wie die 
Rechtspropaganda als ein wichtiger Bestandteil der mas
senpolitischen Arbeit zu vertiefen und deren Wirksamkeit 
durch vielfältigste Methoden zu vervollkommnen ist. Es 
wird auf das Zusammenwirken der örtlichen Volksvertre
tungen und ihrer Organe mit den Leitern der Betriebe, 
Einrichtungen, Genossenschaften, den gewerkschaftlichen 
Leitungen, mit der Nationalen Front, der URANIA sowie 
der Vereinigung der Juristen der DDR orientiert. Dabei 
geht es darum, in Schulungen, Qualifizierungsveranstal
tungen, Vortragsreihen in Betrieben und Wohngebieten 
solche Rechtskenntnisse zu vermitteln, die den gewachse
nen Bedürfnissen der Bürger entsprechen.

Folgerichtig enthält dieser Abschnitt auch Forderungen 
zur Befähigung der Abgeordneten durch Schulung, Quali
fizierung und Information. Weiter sind detailliert einige 
territoriale und sachliche Schwerpunkte genannt, auf die 
sie ihre Arbeit zu konzentrieren haben.

Im Abschnitt II sind „Die Aufgaben aller staatlichen 
Leiter sowie aller gesellschaftlichen Kräfte bei der weite
ren Entwicklung und Festigung der sozialistischen Rechts
ordnung“ festgelegt.

In diesem Abschnitt werden u. a. die staatlichen Leiter 
durch detaillierte Festlegungen beauftragt, betriebsspezifi
sche Maßnahmen zur vorbildlichen Gewährleistung der 
Gesetzlichkeit und zur Vermeidung von Schäden und Ver
lusten durch Havarien, Brände und Katastrophen festzu
legen. Beispielsweise haben sie planmäßig das Antihava
rietraining zu organisieren. Es sind Aufgaben gestellt, die 
dem Schutz des sozialistischen Eigentums und dem Schutz 
des Lebens und der Gesundheit der Werktätigen dienen 
sowie auf die Erhöhung ihrer Rechtskenntnisse gerichtet 
sind. Die Durchsetzung von Rechenschaftslegungen vor den 
Werktätigen und vor der übergeordneten Leitung wird be
tont gefordert.

In diesem Abschnitt orientiert der Bezirkstag in rich
tiger Verallgemeinerung der fortgeschrittenen bezirklichen 
Praxis auf die Förderung der gesellschaftlichen Initiativen 
im Rahmen der sozialistischen Wettbewerbe in Betrieben 
und Wohngebieten zur Erhöhung von Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit. Auch hier werden sachliche Schwerpunkte 
genannt und für verbindlich erklärt.

Abschnitt III des Beschlusses bestimmt die „Maßnah
men zur Durchsetzung und Kontrolle“. Die Volksvertre
tungen des Bezirks Halle und ihre Organe werden ver
pflichtet, die Fragen der Festigung der sozialistischen Ge
setzlichkeit sowie der Ordnung und Sicherheit noch stär
ker zum Bestandteil der komplexen Leitungstätigkeit zu 
entwickeln. Die Ergebnisse und Erfahrungen sind regel
mäßig einzuschätzen, wobei die Probleme der Rechtsord
nung und der Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
ständig mit den Berichterstattungen über die gesellschaft
liche Entwicklung im Territorium zu verbinden sind. In 
all diesen Fragen ist die Zusammenarbeit mit allen gesell
schaftlichen Organisationen weiter auszubauen.

Der' Bezirkstag hat auf Empfehlungen an die Sicher- 
heits- und Justizorgane sowie an die gesellschaftlichen 
Organisationen verzichtet. Er ging davon aus, daß für das 
Zusammenwirken dieser Bereiche mit den örtlichen Volks
vertretungen und ihren Organen spezielle Rechtsvorschrif
ten bestehen, aus denen sich die Verantwortung dazu er
gibt. Es wurde lediglich versucht, das Zusammenwirken 
aus der Sicht und der Verantwortung der örtlichen Volks
vertretungen in den betreffenden Abschnitten des Be
schlusses jeweils kenntlich zu machen.

Fortschreitende gesellschaftliche Praxis 
läßt keinen Stillstand zu

In seiner Rede vor den 1. Sekretären der Kreisleitungen 
am 17. Februar 1978 brachte Erich H o n e c k e r  zum Aus
druck, daß es bei der weiteren Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft und auf dem Wege zum Kom
munismus objektiv notwendig ist, die Qualität und Effek
tivität der Arbeit aller Staatsorgane zu erhöhen, daß die 
Verantwortung der örtlichen Staatsorgane für die Lösung 
der gesamtstaatlichen Aufgaben zunimmt.

Wir leiten daraus auch die wachsende Verantwortung 
des Rates des Bezirks für die Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und für die Erhöhung von Ordnung und 
Sicherheit ab. In diesem Zusammenhang sind aber ständig 
neue Überlegungen anzustellen, wie auf diesem Gebiet 
weitere Fortschritte zu erreichen sind.

Den gewachsenen Aufgaben entsprechend ist es erfor
derlich, den' Kampf um Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
auf ein höheres Niveau zu heben, Von der Tatsache aus
gehend, daß bereits 3 047 Kollektive die Anerkennung er
hielten, 1 050 Kollektive einmal und 127 bereits zweimal 
ihre Anerkennung verteidigt haben, wird in unserem Be
zirk eine Problemdiskussion, an der staatliche Organe und 
gesellschaftliche Kräfte beteiligt werden, zu folgenden 
Themen vorbereitet:
— Weitere Eingliederung des Kampfes um die Anerken

nung als Bereich der vorbildlichen „Ordnung und Si
cherheit“ in den sozialistischen Wettbewerb der Be
triebe und Einrichtungen,

— Eingliederung des Kampfes der Städte und Gemeinden 
um die Anerkennung in den „Mach-mitl“-Wettbewerb,

— Veränderung des Bestätigungsverfahrens zur Anerken
nung,

— Ausgestaltung des Verfahrens über die Verteidigung 
der Anerkennung bzw. die Neuaufnahme des Kampfes 
nach einer bestimmten Zeit und Erfordernisse einer 
möglichen Aberkennung,

— Verbesserung der Formen und Methoden des Kampfes 
um die Anerkennung in größeren Städten mit Wohn
bezirken,

— verstärkte Einbeziehung z. B. von Schulen, Kleinbetrie
ben, Genossenschaften und Handwerksbetrieben,

— Erweiterung der Kriterien für die Anerkennung,
— Überprüfung der bisherigen Kriterien sowie der For

men und Methoden des Kampfes nach den Maßstäben 
der neuen Beschlüsse der Volksvertretungen.
Im Bericht an die 7. Tagung des Bezirkstags im März 

1978 konnte der Rat des Bezirks Halle von einer positiven 
Bilanz ausgehen. Danach verstehen es die Volksvertretun
gen und ihre Organe in den Kreisen und Städten immer 
besser, die sozialistische Demokratie weiter zu entfalten 
und die Einheit zwischen der Lösung der volkswirtschaft
lichen Aufgaben und der ständigen Erhöhung von Ord
nung und Sicherheit als Bestandteil der komplexen staat
lichen Leitungstätigkeit herzustellen. Diesem Ziel dienen 
nunmehr sowohl die schöpferische Verwirklichung der per
spektivisch angelegten neuen Beschlüsse der Volksvertre
tungen im Bezirk Halle als auch der in diesem Zusammen
hang ideenreich ausgetragene Kampf der Kollektive der 
Werktätigen in Betrieben und Wohngebieten zur Erhöhung 
von Ordnung, Disziplin und Sicherheit. 1
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